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Die kommunale Finanzwirtschaft 
nach der Haushaltskonsolidierung
Peter|Hohenemser, München

Die Städte und Gemeinden waren am Konsolidierungsprozeß der Staatslinanzen seit dem Jahre 1981 in er­
heblichem Umfang beteiligt. Wo lagen die Schwerpunkte der Konsolidierungsanstrengungen, wie stellt 
sich die Finanzlage der Kommunen heute dar? Erfordern Strukturmängel eine Neugestaltung des kommu­
nalen Finanzsystems?

KOMMUNALPOLITIK

Die Finanzlage von Bund, Ländern und Gemeinden 
hat sich im Jahre 1984 erneut erheblich verbessert. 

Das Haushaltsdefizit in Höhe von 44,5 Mrd. DM wurde 
gegenüber dem Höchststand des Jahres 1981 (75,7 
Mrd. DM) beinahe halbiert. Nach dem Konzept des 
Sachverständigenrates sank damit im vergangenen 
Jahr das sogenannte strukturelle Defizit auf Null'. Eines 
der wesentlichen Ziele der Haushaltskonsolidierung der 
Gebietskörperschaften scheint damit erreicht.

Die Städte und Gemeinden haben seit dem Jahre 
1981 in einem großen Umfang an diesem Konsolidie­
rungsprozeß der Staatsfinanzen mitgewirkt. Im Jahre 
1981 wiesen die Kommunen noch ein Finanzierungsde­
fizit von 10,0 Mrd. DM, eine Nettokreditaufnahme von 
6,0 Mrd. DM und Entnahmen aus den Rücklagen von 
1,3 Mrd. DM auf. Das im Jahre 1984 erreichte Ergebnis 
der Konsolidierungsbemühungen auf der kommunalen 
Ebene kann sich vor diesem Hintergrund sehen lassen: 
Das Finanzierungsdefizit hat sich in einen Überschuß 
( +  1,45 Mrd. DM) gewandelt, die Nettokreditaufnahme 
wurde auf 1,32 Mrd. DM zurückgeführt, die Rücklagen 
konnten im Jahre 1984 sogar um 0,5 Mrd. DM aufge­
stockt werden^.

Ein Vergleich der Ausgaben- und Einnahmenent­
wicklung von Bund, Ländern und Gemeinden seit dem 
Jahre 1980 zeigt, daß der kommunale Bereich die ge­
ringsten Ausgabensteigerungen und gleichzeitig das 
schwächste Einnahmenwachstum aufzuweisen hatte 
(vgl. Tab. 1). Trotz dieses unterdurchschnittlichen Ein­
nahmenzuwachses war die Verringerung der Budget-
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defizite der Gebietskörperschaften zu einem wesentli­
chen Teil das Ergebnis der kommunalen Finanzpolitik: 
Mehr als 50 % der Konsolidierungserfolge wurden in 
diesem Bereich erzielt^.

Rigorose Ausgabenkürzungen

Die Entwicklung von Einnahmen und Ausgaben im 
kommunalen Bereich macht deutlich, daß insbesondere 
in den Jahren 1982 und 1983 erhebliche Konsolidie­
rungserfolge durch rigorose Ausgabenkürzungen er­
zielt wurden (vgl. Tab. 2). Sparpolitik war sowohl in den 
kommunalen Verwaltungs- als auch insbesondere in 
den Vermögenshaushalten die zentrale und wirksamste 
Strategie.

Der Schwerpunkt der Konsolidierung lag in einer dra­
stischen Zurücknahme der Investitionsvolumina. Städte 
und Gemeinden verfügen hier, was die Inangriffnahme 
neuer Projekte und das Tempo der Fortsetzung bereits 
begonnener Investitionsmaßnahmen angeht, übereine 
hohe Flexibilität. Gegenüber dem Jahre 1980 ging das 
gesamte Investitionsvolumen im Jahre 1984 um ein 
Viertel oder rund 11 Mrd. DM zurück (vgl. Tab. 2). Preis­
bereinigt entspricht dies dem Niveau des Jahres 1963 
und kennzeichnet wegen des hohen Anteils von zwei 
Dritteln der kommunalen Investitionen an den gesam­
ten staatlichen Sachinvestitionen eine absolute Talsoh­
le staatlicher Investitionsaktivität.
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' Vgl. Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftli­
chen Entwicklung: Jahresgutachten 1984/85, BT-Drucksache 10/2541, 
Tz. 243 ff.

 ̂ Vgl. F. V o s s :  Die Gemeinden sind jetzt ausreichend ausgestattet, 
in: Handelsblatt v. 26. 3.1985, S. 3.

 ̂ Vgl. C. S c h ä f e r :  Sparen über alles -  die mittelfristige Entwick­
lung der öffentlichen Haushalte von 1982-1984, in: WSI-IVlitteilungen, 
37. Jg., H. 12/1984, S. 683/4.
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KOMMUNALPOLITIK

Trotz verbesserter Finanzierungsbedingungen und 
einer positiven finanziellen Gesamtlage waren die kom­
munalen Investitionen auch 1984 -  und damit im vierten 
Jahr hintereinander-rückläufig. Die starke Investitions­
zurückhaltung von Städten und Gemeinden im Jahre 
1984 hat besonders deshalb überrascht, v\/eil der an­
sonsten so aussagefähige Indikator der sogenannten 
freien Spitze, also die Nettozuführung von Eigenfinanz­
mitteln vom Venwaltungshaushalt an den Investitions­
haushalt, erhebliche Zuwachsraten aufwies (vgl. 
Tab. 3).

Personal- und Sachaufwand

Weitere Schwerpunkte der kommunalen Sparpolitik 
lagen im Bereich der Personalpolitik und der Finanzie­
rung des laufenden Sachaufwandes. Die Städte und 
Gemeinden, bei denen rund ein Drittel des gesamten 
Personalbestandes aller Gebietskörperschaften be­
schäftigt ist, haben seit dem Jahre 1981 einen restrikti­
ven personalwirtschaftlichen Kurs gesteuert. Dabei 
wurde insbesondere in den kreisfreien Städten nicht nur 
auf eine Ausweitung des Personalbestandes verzichtet, 
sondern zum Teil eine Reduzierung des Personals vor­
genommen. Die Zahl der Vollbeschäftigten im gesam­
ten kommunalen Bereich (930 000) konnte dadurch 
konstant gehalten werden. Der Zuwachs der Personal­
ausgaben hat sich in den letzten Jahren auf jahres­
durchschnittlich 2 % begrenzt.

Die Entwicklung des laufenden Sachaufwandes der 
Kommunen ist wesentlich durch den Unterhaltungsauf­
wand für Hoch- und Tiefbauten, Straßen, Grünanlagen 
u. ä. bestimmt. Die Städte und Gemeinden nutzten hier 
die relative, wenn auch nur kurzfristige Flexibilität dieser 
Ausgabenkomponente. Nach einer Umfrage des Deut­
schen Städtetages lagen im Jahre 1983 die preisberei­
nigten Aufwendungen für die Hoch- und Tiefbauunter­
haltung vielerorts um 30-40 % unter dem Ausgabenni­
veau des Jahres 1980. Im Jahre 1984 mußten in diesem 
Bereich aufgrund der notwendigen Substanzerhaltung 
des kommunalen Sachvermögens Kurskorrekturen vor­
genommen werden. Der laufende Sachaufwand wird 
dadurch bereits für das vergangene Jahr eine Zuwachs­
rate von rund 7 % ausweisen.

Einnahmenentwicklung

Den Konsolidierungsanstrengungen der Kommunen 
auf der Ausgabenseite stand in den letzten Jahren ein 
nur mäßiger Anstieg der Finanzierungsmittel gegen­
über. Der Abbau des Finanzierungssaldos erfolgte im 
kommunalen Bereich -  im Gegensatz zu Bund und Län­
dern -  somit vornehmlich durch Einsparungen und nicht 
durch steuerliche Mehreinnahmen.

Tabelle 1
Entwicklung der Ausgaben und Einnahmen 

von Bund, Ländern und Gemeinden (GV) seit 1980
(Wachstumsraten in %)

1981 1982 1983 1984

Ausgaben
Bund +7,9 +5,0 +0,7 +2,0/+2,5
Länder +3,8 +3,5 +0,9 + 2,5/+3,0
Gemeinden +4,5 +0,6 -1 ,1 +2,2

Einnahmen
Bund +3,7 +6,1 +3,6 + 3,5
Länder +2,4 +4,7 + 2,8 +3,5
Gemeinden + 1,5 +2,7 +3,0 +3,0

Q u e l l e :  H. K a r r e n b e r g , , E. M ü n s t e r m a n n :  Gemein-
definanzbericht 1985, in: Der Städtetag 2/1985, S. 106.

Tabelle 2
Ausgaben^ der Gemeinden (GV) 1980-1984

(in Mrd. DM)

1980 1981 1982 1983 1984“

Personalausgaben 42,9 45,6 47,0 48,3 49,2
lfd. Sachaufwand 26,4 28,1 28,8 29,3 31,5
Soziale Leistungen 15,4 17,0 18,6 19,3 20,4
Zinsen 6,6 7,6 8,8 8,3 8,1
Sachinvestitionen 41,2 39,7 35,1 31,4 30,5
Sonstige Ausgaben 13,1 14,1 14,7 14,8 15,0

Summe
Ausgaben 145,6 152,1 153,0 151,4 154,7

’ Ausgaben ohne besondere Finanzierungsvorgänge. “Schätzung. 
Q u e l l e :  Eigene Zusammenstellung; Zahlenmaterial: H. K a r r e n- 
b e r g ,  E. M ü n s t e r m a n n ,  a.a.O., Tabellenanhang, S. 112.

Tabelle 3
Nettozuführung vom Verwaltungshaushalt 

an den Vermögenshaushalt und Sachinvestitionen 
1980-1985

(in Mrd. DM)

1980 1981 1982 1983 1984“ 1985“

Netto­
zuführung 15,7 11,5 10,3 11,8 14,5 16,4

Veränderung 
gegenüber 
dem Vorjahr 
in% -26 ,5 -10 ,4 + 14,7 + 22,6 + 12,7

Sach­
investitionen 41,2 39,7 35,1 31,4 30,5 31,5

Veränderung 
gegenüber 
dem Vorjahr 
in % -3 ,7 -1 1 ,5 -10 ,6 -2 ,9 + 3,3

’  Schätzung.
Q u e l l e :  Eigene Zusammenstellung; Zahlenmaterial: H. K a r r e n ­
b e r g ,  E. M ü n s t e r m a n n ,  a.a.O., Tabellenanhang, S. 112.
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Das gesamte Steueraufkommen lag nur rund 3,3 % 
über dem Niveau von 1980 (vgl. Tab. 4). Bei der Gewer­
besteuer war 1983 gegenüber dem Ausgangsjahr 1980 
sogar ein absoluter Rückgang zu verzeichnen. Die bun­
desgesetzlichen Eingriffe (Erhöhungen der Freibeträ­
ge, Kürzung der Hinzurechnungen) haben die Wachs­
tumssubstanz dieser Steuer ausgehöhlt. Der kommu­
nale Anteil (15 %) an der Einkommensteuer hat sich da­
gegen auch über die Rezessionsphase der Jahre 1980/ 
81 hinweg kontinuierlich entwickelt, wenn auch nur mit 
schwacher Zuwachsrate.

Die staatlichen Zuweisungen an die Venwaltungs- 
und Vermögenshaushalte der Kommunen haben in den 
letzten vier Jahren stagniert, während die Volumina der 
Haushalte der Flächenländer um rund 14 % angestie­
gen sind. Es sind aber erhebliche länderspezifische Un­
terschiede in der Zuweisungspolitik festzustellen. Dabei 
spielen natürlich die Investitionszuweisungen der Flä­
chenländer an ihre Gemeinden für das kommunale In­
vestitionsverhalten eine wesentliche Rolle. Die Städte 
und Gemeinden sind auf die staatlichen Investitionszu­
schüsse angewiesen, ihre Eigenfinanzkraft und ihre 
Möglichkeiten zur Kreditaufnahme für Investitionen sind 
sehr beschränkt. Die Länder haben in den vergangenen 
Jahren die Gemeinden diesen „Goldenen Zügel“ spü­
ren lassen.

Die länderspezifischen Unterschiede in der Zuwei­
sungspolitik haben sich im starken Umfang auf die Inve­
stitionsentwicklung der Kommunen in den einzelnen 
Bundesländern ausgewirkt. Beispielsweise lassen sich 
der starke kommunale Investitionseinbruch in Nord­
rhein-Westfalen ( -3 3 ,5  %) und der vergleichsweise 
geringe im Bundesland Bayern ( -1 0 ,7  %) nicht allein 
durch das Süd-Nord-Gefälle der Wirtschaftskraft und 
der kommunalen Steuerquellen erklären. Die Flächen­
länder tragen hier eine enorme Verantwortung für die 
kommunalen Sachinvestitionen. In den vergangenen 
Jahren sind die Länder dieser Verantwortung nicht im­
mer gerecht geworden. Vielmehr wurde (zum Teil er­
folgreich) versucht, Konsolidierungslasten aus den Lan­
desetats über den kommunalen Finanzausgleich wei­
terzuwälzen.

Zweifellos wäre die Forderung, daß kommunale Fi­
nanzpolitik einer antizyklischen Konjunktursteuerung 
verpflichtet sein müßte, überzogen. Sinnvoll erscheint 
dagegen eine Verstetigung der Auswirkungen der kom­
munalen Wirtschaftstätigkeit. Ein Investitionseinbruch 
wie in den vergangenen Jahren, der auf die gesamte öf­
fentliche Sachinvestition nachhaltig durchschlägt und 
zu erheblichen wachstumspolitischen Disincentives 
führen kann, sollte von Bund und Ländern nicht zuge­
lassen werden. Der Bund hatte durch das Zukunftsinve-

Tabelle4
Einnahmen' der Gemeinden (GV) 1980-1984

(in Mrd. DM)

1980 1981 1982 1983 1984“

steuern^ (netto) 47,9 46,0 47,0 49,5 52,3

davon;

Gewerbesteuer 20,2 18,0 18,2 20,0 21,8

Einkommen­
steueranteil 20,6 20,9 21,3 21,7 22,6

Staatl. Zuweisungen 41,1 41,9 41,9 40,0 41,0

davon:

lfd. Zuweisungen 27,9 29,6 29,9 29,0 30,9

Investitions­
zuweisungen 13,2 12,3 12,0 11,0 10,1

Gebühren 25,3 27,3 29,4 32,5 33,7

8onstige Einnahmen 25,6 26,8 27,5 28,2 27,7

Summe
Einnahmen 139,9 142,0 145,8 150,2 154,7

' Einnahmen ohne besondere Finanzierungsvorgänge,
 ̂ Abzüglich Gewerbesteuerumlage. “Schätzung.

Q u e l l e - .  Eigene Zusammenstellung; Zahlenmaterial; H. K a r r e n ­
b e r g ,  E. M ü n s t e r m a n n ,  a.a.O., Tabellenanhang, 8.112.

stitionsprogramm der Jahre 1977-1981 Wege aufge­
zeigt, wie kommunale Investitionen qualitativ und quan­
titativ positiv beeinflußt werden können. Damals nur lei­
der mit einem falschen Timing des Mitteleinsatzes. Ge­
gen eine Wiederbelebung eines derartigen Program­
mes sprechen aber die starken Bestrebungen, das Sy­
stem der Mischfinanzierung zunehmend abzubauen. 
Insbesondere die Flächenländer sollten sich jedoch ih­
rer finanzpolitischen Verantwortung für die kommunale 
Sachinvestition noch bewußter werden und den Ver­
dacht vermeiden, daß sie die Etats ihrer Städte und Ge­
meinden als Reservekasse für Notfälle betrachten'*.

Die weitere Entwicklung

Mit dem Jahre 1984 hat sich die Finanzausgleichspo­
litik der Länder wieder normalisiert. Dies liegt weniger 
an dem guten Willen der Landespolitiker als an der Ver­
besserung des Aufkommens der Gemeinschaftssteu­
ern, die den kommunalen Finanzausgleich speisen. Die 
geplanten Zuweisungsvolumina des Jahres 1985 wer­
den erstmals wieder das Niveau des Jahres 1980 über­
schreiten.

Die Kommunen standen aufgrund der geringen Zu­
wächse des Steueraufkommens und der restriktiven

■* Vgl.P. W i s s m a n n :  Durch den Griff in die Reservekasse hat das 
Land den Gemeinden die Hauptlast der Konsolidierung aufgebürdet, in: 
Handelsblatt V. 30.10.1984, S. 7.
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Zuweisungspolitik der Länder zu Beginn der 80er Jahre 
auf der Einnahmenseite ihrer Haushalte unter Anpas­
sungsdruck. Die Entwicklung des Gebührenaufkom­
mens für die Jahre 1980-1983 spiegelt mit einer Zu­
wachsrate von 28,5 % wider, daß die Städte und Ge­
meinden diesen Anpassungsdruck an ihre Bürger wei­
tergegeben haben. Die Spielräume für zukünftige Ge­
bührenerhöhungen in den nächsten Jahren sind damit 
weitgehend begrenzt.

Für die kommunale Ebene scheint mit dem Jahre 
1984 die Phase der Haushaltskonsolidierung zu Ende 
gegangen zu sein. Inzwischen sind vielerorts Kurskor­
rekturen eingeleitet worden, und dies nicht nur, weil die 
finanziellen Handlungsspielräume größer geworden 
sind. Die aktuelle Diskussion im Finanzplanungsrat 
zeigt, daß die Städte und Gemeinden nicht gewillt sind, 
sich einer Begrenzung des Ausgabenanstieges von 
3 % in den öffentlichen Etats zu unterwerfen. Es wird 
klar zum Ausdruck gebracht, daß die Konsolidierungs­
erfolge zum Teil mit erheblichen Fehlentwicklungen er­
kauft werden mußten. Dem rechnerischen Konsolidie­
rungserfolg stehen inzwischen Aufgabenerfüllungsdefi­
zite gegenüber. Eine weitere Haushaltskonsolidierung 
im kommunalen Bereich und der von allen gewünschte 
deutliche Anstieg der öffentlichen Investitionen stehen 
hier in einem erheblichen Zielkonflikt.

Haushaltskonsolidierung in qualitativer Sicht

An der Haushaltskonsolidierung der Kommunen ist 
sicherlich positiv zu bewerten, daß durch die Sparpolitik 
der letzten Jahre die rezessionsbedingten Einnahmen­
ausfälle nicht nur kompensiert werden konnten, son­
dern zum Teil auch zusätzliche Handlungsspielräume 
eröffnet wurden. Andererseits muß die Frage gestellt 
werden, ob durch das Zurückdrängen von Ausgaben­
wünschen und -Verpflichtungen nicht Defizite in der Auf­
gabenerfüllung entstanden sind, die nun bei verbesser­
ter Finanzlage schleunigst beseitigt werden müssen. 
Dies betrifft z. B. die notwendige Aufstockung der Mittel 
für die Unterhaltung der Bausubstanz der Gemeinde­
vermögen.

Angesichts der Tatsache, daß die städtische Aufga­
benerfüllung zu den personalintensivsten Bereichen 
staatlicher Aktivität gehört, wird auch die restriktive Per­
sonalpolitik der vergangenen Jahre kaum durchgehal­
ten werden können. Dies gilt erst recht für die drastische 
Zurücknahme der Investitionsvolumina. Zwar ist die 
These von der demographisch bedingten Bedarfsent­
spannung in den traditionellen kommunalen Investi­
tionsbereichen richtig. Daraus auf ein langfristig ge­
ringeres kommunales Investitionsvolumen zu schlie­
ßen, wäre jedoch verfehlt. Vielmehr werden neue Be-

WIRTSGHAFTSDIENST 1985A/

darfsschwerpunktewie Stadterneuerung, Wohnumfeld- 
verbesserung und Umweltschutz in den Vordergrund 
der kommunalen Investitionen rücken. Dies hat auch 
der Sachverständigenrat® in seinem letzten Gutachten 
deutlich gemacht.

Die Konsolidierung der kommunalen Haushalte 
durch eine bewußte Unterlassung notwendiger Investi­
tionen, eine zeitliche Verschiebung der Ausgaben für 
die Substanzerhaltung und einen nur vorübergehend 
möglichen Personalabbau wird mittelfristig die finanz­
politischen Handlungsspielräume der Kommunen nicht 
im notwendigen Umfang erweitern. Die eintretenden 
Nachholeffekte werden das momentan noch glänzende 
Bild der kommunalen Finanzlage daher alsbald verdü­
stern.

Auf Bundesebene wird für die Jahre 1985-1989 den­
noch mit weiterhin positiven Finanzierungssalden im 
kommunalen Bereich in Höhe von 3,5 Mrd. DM (1985) 
bzw. 13 Mrd. DM (1989) kalkuliert. Diese Fortschrei-

 ̂ Vgl, Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftli­
chen Entwicklung: Jahresgutachten 1984/85, Tz. 230.

ZENTRALAMERIKA UND DER FERNE 
KARIBISCHE WESTEN

Konjunkturen, Krisen und K onflikte 1 5 0 3 -1 9 8 4  
VON GERH ARD  SANDNER

1985. X , 409 S. m. 47 Abb. u. 9 Farbktn. Kst.-geb. 
D M 6 8 ,-  ISBN 3-515-04343-8
Inhaltsübersicht; Zentralamerikanisch-karibische Zu­
sammenhänge — Historische Wandlungen im Bild des 
Raumes -  Grundlegende politisch-geographische Ord­
nungsmuster -  Grundzüge der wirtschaftlichen Ent­
wicklung — Interessen, Konjunkturen und Konflikte 
in chronologischer Folge 1503 bis 1984 — Krisen und 
K onflikte im Blick auf die Betroffenen -  Der zentral­
amerikanisch-karibische Randsaum als Peripherie — 
Regionale Beispiele -  Neue Perspektiven im Blick auf 
die Zukunft.
Ein vertieftes Verständnis des zentralamerikanisch-ka­
ribischen Konfliktraumes setzt heute mehr denn je 
die Zusammenschau voraus. Das Buch vereint histori­
sche, politische und geographische Fragestellungen 
und verknüpft zugleich die zentralamerikanische 
Landbrücke mit dem Karibischen Raum. Im histori­
schen Längsschnitt werden die Zusammenhänge und 
die räumlichen Ausprägungen der Konjunkturen, Kri­
sen und Konflikte herausgearbeitet Mit der bis An­
fang 1984 reichenden Bestandsaufnahme soll zugleich 
Verständnis für das Schicksal der Betroffenen in ei­
nem traditionell von Fremdinteressen geprägten 
Raum geweckt werden.

FRA N Z STEINER V E R LA G  WIESBADEN GMBH
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bung der vergangenen Haushaltskonsolidierung kann 
aus den genannten Gründen nicht der realen Entwick­
lung in den nächsten Jahren entsprechen. Der Hinter­
grund dieses „Reichrechnens“ der kommunalen Ebene 
durch den Staat liegt in der gezielten Vorbereitung der 
Städte und Gemeinden auf die Beteiligung an zukünfti­
gen Finanzopfern. Das Steuerpaket 1986/88, das 
gleichzeitig mit den Entlastungen der Bürger Minderein­
nahmen bei den Gebietskörperschaften auslösen wird, 
wirft hier bereits seine Schatten voraus.

Tabelle 5
Zuwachsraten der Ausgaben des Verwaltungs- und 

Vermögenshaushaltes 1981 -1985
(Wachstumsraten in %)

1981 1982 1983 1984 1985

Ausgaben Venwaltungs-
haushalt +7,3 +4,9 +2,2 +3,7 +3,8

Ausgaben Vermögens­
haushalt -1 ,2  -5 ,2  -4 ,9  -3 ,3  +1,2

Q u e l l e :  Eigene Zusammenstellung; Zahlenmaterial: H. K a r r e n ­
b e r g ,  E. M ü n s t e r m a n n ,  a.a.O., Tabellenanhang, S. 112.

Legt man an die kommunale Haushaltskonsolidie­
rung die Meßlatte einer „Politik der Wachstums- und Be­
schäftigungsförderung“ an, so fällt das Urteil vernich­
tend aus. Die kommunalen Haushalte haben sich in den 
letzten Jahren durch den enormen Investitionseinbruch 
von einer investiven und damit wachstumsorientierten 
Verwendungsstruktur ihrer Ausgaben weiter denn je 
entfernt. Dies zeigt die differenzierte Betrachtung der 
Zuwachsraten der Ausgaben des aggregierten Verwal- 
tungs- und Vermögenshaushaltes aller Kommunen 
(vgl. Tab. 5). Erst im Jahre 1985 wird sich diese wachs­
tumspolitisch negative Entwicklung zum Besseren wen­
den.

Probleme strukturschwacher Zentren

Der Glanz der Konsolidierungserfolge schwindet voll­
ends, wenn man von der globalen Betrachtung des ag­
gregierten Gesamthaushaltes zur Detailanalyse über­
geht. Es ist festzustellen, daß die Finanzlage der großen 
und strukturschwachen Städte nach wie vor prekär ist. 
Dies liegt keineswegs an dem mangelnden 
Spareifer dieser Städte. Im Gegenteil, sie haben für ei­
nen wesentlichen Teil der Konsolidierungserfolge der 
kommunalen Ebene gesorgt. Der konjunkturelle Auf­
schwung hat sich in den Steuereinnahmen der struktur­
schwachen Städte jedoch nur unzureichend niederge­
schlagen, da die Eingriffe des Bundesgesetzgebers die 
Gewerbesteuer zunehmend ertragsabhängiger ge­
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macht haben. Städte in ertragsschwachen Regionen 
können daher von der allgemeinen konjunkturellen Be­
lebung nur in einem geringeren Umfang profitieren.

Neben dem Süd-Nord-Gefälle der allgemeinen Wirt­
schaftskraft, das indirekt auf die Steuereinnahmen ein­
wirkt, hat die im Jahre 1979 durch den Bundesgesetz­
geber vorgenommene Abschaffung der Lohnsummen­
steuer vorwiegend die Kommunen im Norden der Bun­
desrepublik, die diese Steuer erhoben hatten, auf Dauer 
schlechter gestellt. Das Gefälle der Wirtschaftskraft 
zeigt sich aber auch bei den länderspezifischen Zu­
wachsraten der Einkommensteuer und damit auch beim 
kommunalen Anteil.

Ein zusätzliches Problem ist die Aushöhlung der steu­
erlichen Basis der Städte durch die kontinuierliche Ab­
wanderung der Bewohner aus den Zentren in die Um­
landgemeinden. Dieser Abwanderung steht wegen der 
vielfältigen zentralorientierten Funktionen der Städte 
keine entsprechende Absenkung der Aufgaben- und 
Ausgabenverpflichtungen gegenüber. Der wohnsitzbe­
zogene Einkommensteueranteil macht die Städte daher 
zu Verlierern, die Umlandgemeinden zu Gewinnern. Die 
turnusmäßige (alle drei Jahre) Neufestsetzung der 
Schlüsselzahlen für die Verteilung dieses kommunalen 
Anteils an der Einkommensteuer hat in der Vergangen­
heit durch die dann kumulierte Berücksichtigung der Ab­
wanderung jeweils zu starken Verlusten der Städte ge­
führt. Bei der zuletzt am 1. 1. 1985 vorgenommenen 
Festsetzung der neuen Schlüsselzahlen wurden die 
Verluste für Städte und Gemeinden mit über 50 000 Ein­
wohnern durch die Anhebung der Höchstbeträge von 
25 000/50 000 DM auf 32 000/64 000 DM etwas abge­
mildert®.

Die Einwohnerzahl stellt auch für die Bemessung der 
Zuweisungen der Länder im kommunalen Finanzaus­
gleich einen bedeutenden Faktor dar. Dies gilt für das 
Volumen der Schlüsselzuweisungen, die in die Verwal­
tungshaushalte fließen, aber auch für die Berechnung 
der Investitionspauschalen an die Vermögenshaushal­
te. Durch die Wohnsitzverlagerungen der Bürger ins 
Umland gehen den Städten auch auf diesem Wege Fi­
nanzmittel verloren.

Die Differenz zwischen notwendiger Finanzausstat­
tung der Städte und mangelnder Finanzkraft ist inzwi­
schen zu einem bedeutenden Strukturproblem im ge­
samten kommunalen Finanzsystem geworden. Das ins­
gesamt positive Bild der kommunalen Finanzlage kann 
diese Strukturmängel nicht überdecken. Nur eine ge-

® ln Höhe der Höchstbeträge werden die Einkommensteuerleistungen 
der Gemeindebürger maximal angerechnet.
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zielte Finanzpolitik für die Städte^ kann diesen System­
fehler bereinigen.

Welche Strukturmerkmale müßte eine derartige Poli­
tik aufweisen? Ansatzpunkt wäre zum einen der jeweils 
länderspezifische kommunale Finanzausgleich. Hier 
könnte durch eine stärkere „Veredelung“ der Einwoh­
nerzahlen großer und größerer Städte ein positiver Ein­
fluß auf das Volumen der Schlüsselzuweisungen ge­
nommen werden®. Daneben könnten Investitionspau­
schalen an die Vermögenshaushalte treten, die zusätz­
lich zu den Kriterien „Einwohnerzahl und Arbeitslosen­
quote“ Maßstäbe für die Infrastrukturbelastungen der 
Zentren berücksichtigen.

Bei der Diskussion der Substitutionsmöglichkeiten 
der Gewerbesteuer im Rahmen der Neuordnung des 
kommunalen Steuersystems zeigen die Modellrech­
nungen zur Wertschöpfungsteuer®, daß auch ihre Ein­
führung zu einer erheblichen Entkrampfung des Stadt- 
Umland-Problems führen würde. Bei dieser Steuer er­
gäbe sich eine wesentlich bedarfsgerechtere Verteilung 
des Steueraufkommens unter den Kommunen.

Erforderliche Neuorientierung

Ein wesentlicher Schritt zu einer bedarfsgerechten 
und steuersystematisch sinnvollen Finanzierung der 
Kommunen wäre somit die Neuordnung des Gemeinde­
steuersystems durch die Einführung der Wertschöp­
fungsteuer’® bei gleichzeitiger Abschaffung der Gewer­
besteuer. Hauptvorteil dieser neuen Steuer wäre ihr 
konjunkturunempfindliches Aufkommen und damit die

Chance einer Verstetigung der kommunalen Etats von 
der Einnahmeseite her. Die Wertschöpfungsteuer wird 
von den kommunalen Spitzenverbänden und einer Viel­
zahl kommunaler Entscheidungsträger für den Fall der 
Abschaffung der Gewerbesteuer favorisiert. Die Ver­
bände der deutschen Wirtschaft haben aber gegen die­
sen Vorschlag eine Einheitsfront gebildet und als Ge­
genvorschlag die Beteiligung der Städte und Gemein­
den an der Umsatzsteuer ins Rennen geschickt.

Diese Pattstellung und die Gewerbesteuergarantie 
der Bundesregierung bis zum Jahre 1987 haben die 
Diskussion, die während der angespannten Finanzlage 
der Kommunen intensiv geführt wurde, zunächst been­
det. In den Vordergrund gerückt ist inzwischen eine 
Kompromißlösung: Erweitert man den Kreis der Steuer­
pflichtigen, senkt man die Freibeträge ab und integriert 
man die Lohnsumme wieder in die Steuerbemessungs­
grundlage, so spricht vieles für den Erhalt der guten al­
ten Gewerbesteuer. Sie ist in jedem Fall ein gewichtiges 
Faustpfand der Gemeinden, das ohne fundierten Er­
satz, der die kommunale Finanzautonomie sichert, nicht 
aus der Hand gegeben werden sollte.

 ̂ Vgl. H.-J. S c h ä f e r :  Unser finanzpolitischer Standpunkt, in: Der 
Städtetag, 37. Jg., H. 2/1985, S. 70.

® Es müßte in der Hauptansatzstaffel einfach ein höherer Progressions­
grad eingebaut werden.

® Vgl. w. S t r a u ß :  Probleme und (Möglichkeiten einer Substitu­
ierung der Gewerbesteuer, Forschungsberichte des Landes Nordrhein- 
Westfalen, Minister für Wissenschaft und Forschung (Hrsg.), Nr. 3175, 
1984, s. 139,

Vgl. Wissenschaftlicher Beirat beim BMF: Gutachten zur Reform der 
Gemeindesteuern in der BRD, Schriftenreihe des Bundesministeriums 
der Finanzen, H. 31,1982.
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DER EURO-DM-MARKT
Marktteilnehmer, Zinsbildung und geldpolitische Bedeutung

Im Mittelpunkt der Studie steht das Problem, welche Bedeutung der Euromarkt 
für die Deutsche Mark hat. Implizit geht es dabei auch um die Fragestellung, ob 
der Euromarkt für die Deutsche Mark ein Gefahrenpotential darstellt oder nicht. 
Währung und wirtschaftliche Entwicklung eines Landes hängen aber unauflös­
lich zusammen, so daß sich zudem das Problem stellt, ob der Euromarkt die wirt­
schaftliche Entwicklung der Bundesrepublik fördert oder eher gefährdet.
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